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NVwZ	 Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NVwZ-RR	 Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht – Rechtsprechungs- 

Report
NZA	 Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht
NZA-RR	 Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht – Rechtsprechungs-Report 

Arbeitsrecht
NZFam	 Neue Zeitschrift für Familienrecht
NZG	 Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
NZI	 Neue Zeitschrift für Insolvenz- und Sanierungsrecht
NZM	 Neue Zeitschrift für Miet- und Wohnungsrecht
OGH	 Oberster Gerichtshof



XXVIII Abkürzungsverzeichnis

ÖJZ	 Österreichische Juristen-Zeitung
OLG	 Oberlandesgericht
OLGZ	 Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilsachen
pr.	 principio
PWW	 Prütting/Wegen/Weinreich
RabelsZ	 Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales 

Privatrecht
RG	 Reichsgericht
RGBl.	 Reichsgesetzblatt
RGSt	 Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen
RGZ	 Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen
Rn.	 Randnummer(n)
RNotZ	 Rheinische Notar-Zeitschrift
Rpfleger	 Der Deutsche Rechtspfleger
S.	 Seite(n)
SchiedsVZ	 Zeitschrift für Schiedsverfahren
Sp.	 Spalte(n)
StPO	 Strafprozeßordnung
SZ (Rom. Abt.)	 Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, 

Romanistische Abteilung
u. a.	 und andere
UmwG	 Umwandlungsgesetz
UrhG	 Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte
UWG	 Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
v.	 von
VersR	 Versicherungsrecht
vgl.	 vergleiche
VIZ	 Zeitschrift für Vermögens- und Immobilienrecht
VwGO	 Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG	 Verwaltungsverfahrensgesetz
WM	 Wertpapier-Mitteilungen – Zeitschrift für Wirtschafts- und 

Bankrecht
WRP	 Wettbewerb in Recht und Praxis
ZGS	 Zeitschrift für das gesamte Schuldrecht
ZIP	 Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZPO	 Zivilprozeßordnung
ZRP	 Zeitschrift für Rechtspolitik
ZS	 Zivilsenat
zugl.	 zugleich
ZUM	 Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht
ZUM-RD	 Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht, Rechtsprechungs-

dienst
ZWE	 Zeitschrift für Wohnungseigentumsrecht
ZZP	 Zeitschrift für Zivilprozess/Zeitschrift für deutschen Zivil

prozeß



Einleitung

Die ZPO enthält keine allgemeinen Vorschriften zu „Rechtsschutzbedürfnis“ 
und „Treu und Glauben“.1 Dennoch ist heute fast allseits anerkannt, daß derar­
tige Regelungen im Zivilprozeßrecht als ungeschriebene Normen gelten.2 Das 
Rechtsschutzbedürfnis wird als eine generelle Zulässigkeitsvoraussetzung für 
Klagen und sonstige Rechtsschutzanträge aufgefaßt. Es soll Rechtsschutzbe­
gehren abwehren, die „nutzlos“, „unnötig“ oder aus anderen Gründen (etwa 
wegen unlauterer Motive des Rechtsschutzsuchenden) zu mißbilligen sind.3 
Treu und Glauben fungiert als allgemeiner Maßstab für prozessuale Vorgänge. 
Die theoretische und praktische Bedeutung dieser Vorschriften ist enorm. Es 
gibt kaum ein prozeßrechtliches Problem, für dessen Lösung nicht auch ein 
Rückgriff auf das Rechtsschutzbedürfnis oder Treu und Glauben vorgeschlagen 
wird. Man übertreibt deshalb wohl nicht, wenn man diese Normen zu den 
wirkmächtigsten Regelungen des Zivilprozeßrechts zählt. Um so bemerkens­
werter und auch problematischer ist es, daß bei ihnen so vieles unklar ist. Denn 
der Konsens, der in Rechtsprechung und Literatur zum Rechtsschutzbedürfnis 
und zu Treu und Glauben im Prozeßrecht weitgehend besteht, bezieht sich zu­
nächst nur auf die sehr abstrakte Aussage, daß es überhaupt diese Vorschriften 
gibt. Soweit es hingegen um Detailfragen geht, etwa die konkrete Formulierung 
der Normen, ihre Zwecke, die Abgrenzung zwischen ihnen und die von ihnen 
erfaßten Fälle, trifft man auf die unterschiedlichsten Auffassungen.

Ein Grund für die Schwierigkeiten beim Rechtsschutzbedürfnis und bei Treu 
und Glauben im Prozeßrecht ist, daß es sich um ungeschriebene Normen han­
delt. Deshalb ist schon fraglich, wie sich die Normen mangels Gesetzestexts 
überhaupt inhaltlich konstituieren, woraus man also ihren konkreten Tatbe­

1  §  765a ZPO ermöglicht es immerhin, daß eine Maßnahme der Zwangsvollstreckung dar­
aufhin überprüft wird, ob sie „eine Härte bedeutet, die mit den guten Sitten nicht vereinbar 
ist“.

2  Vgl. etwa schon 1918 RGZ 91, 390, 397 f.: „Daß aber ein Rechtsschutzinteresse jeder Kla­
ge zugrunde liegen muß, ist in der Rechtslehre und auch in der Rechtsprechung anerkannt“; 
ferner 1941 de Boor, Gerichtsschutz, 53: „heute jedenfalls hat sich der Gedanke des Rechts­
schutzbedürfnisses ganz allgemein durchgesetzt“; zu Treu und Glauben im Prozeßrecht vgl. 
etwa die apodiktische Aussage in BGH, NJW 1978, 426. Es gibt aber auch immer wieder kri­
tische Stimmen; zum Rechtsschutzbedürfnis etwa Allorio, ZZP 67 (1954), 321 ff.; Pohle, FS 
Lent, 195 ff.; Fasching, Rn.  741 ff.; Schumann, FS Fasching, 439 ff.; Stein/Jonas/Roth, vor §  253 
Rn.  133 ff.; zu Treu und Glauben im Prozeßrecht jüngst Prütting, FS Stürner, 455 ff.; Paulus, 
Rn.  330.

3  Zum Anwendungsbereich näher unter §  2.II.


